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Beschluss
Beschluss des Parteitags

Pressefreiheit auf Demonstrationen schützen!

Um zukünftig eine sicherere Presse- und Dokumentationsarbeit vor allem auf rechten, verschwörungsideologischen,

anti-israelischen und antisemitischen Demonstrationen zu ermöglichen, fordern wir, dass sich die sozialdemokratischen

Mitglieder der Landesregierung und des Berliner Abgeordnetenhauses dafür einsetzen, dass

• umfassendeund regelmäßige Schulungender Polizei imUmgangmit Presse aufDemonstrationendurchgeführtwerden.

Bisherige Schulungenwerden nurmit Führungskräften durchgeführt, welche auf Demonstrationen oft schlecht erreich-

bar sind. Aufgrund der dynamischen Entwicklungen auf Demonstrationen ist dafür jedoch häufig keine Zeit. Deshalb

sollte jede*r Beamt*in im Einsatz souverän mit der Presse umgehen können.

• ein regelmäßiges Austauschformat zwischen Presse, Polizei und Politik etabliert wird. In diesem Format soll das Gesche-

hen auf Demonstrationen reflektiert und die Arbeit der Polizei kritisch hinterfragt werden. Grundlage für diesen Aus-

tausch sollen die „Verhaltensgrundsätze Presse und Polizei“ vom Deutschen Presserat sein, die aktuell zum ersten Mal

seit etwa dreißig Jahren novelliert werden. Eine regelmäßige Evaluation dieser Grundsätze ist notwendig und soll im

geforderten Austauschformat angestoßen werden.

Das im letzten Jahr neugefasste Versammlungsfreiheitsgesetz Berlin (VersFGBE)muss evaluiert undüberarbeitetwerden, dies

ist auch im Koalitionsvertrag vereinbart und muss schnellstmöglich angegangen werden.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat
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